
Verkehrs- und Werksausschuss 
Gemeinde Osterrönfeld 

- Vorsitzende – 
 
 
Amt Eiderkanal 
Schulstraße 36 
 
24783 Osterrönfeld 
          Osterrönfeld,15.02.2023 
 
 
Betr.: Verkehrs- und Werksausschuss am 2.März 2023 
 
Hier: Antrag 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende Röschmann 
 
für die Verbandsversammlung am 2.März 2023 beantrage ich folgenden Tagesordnungspunkt 
 
 

- Fördermittel für Erneuerung/Umrüstung der Straßenbeleuchtung - 
 
 
Antrag: 
 
Der Verkehrs- und Werksausschuss beschließt folgende Empfehlung für die Gemeindevertretung 
 

Erteilung eines Beratungsauftrages an SH-Netz AG, Rendsburg zur Sanierung der 
Straßenbeleuchtung in der Gemeinde Osterrönfeld.  
 
Die Beratung beinhaltet; 
1. die Ausarbeitung eines Sanierungskonzeptes der Straßenbeleuchtung, anschließend  
2. die Ausarbeitung des technischen Teils des Förderantrages gemäß der Kommunalen Richtlinie 

im Rahmen der Klimaschutzinitiative des Bundesministeriums für Klimaschutz und 
Reaktorsicherheit 

3. Ausarbeitung der technischen Positionen der Ausschreibung der Sanierung der 
Straßenbeleuchtung 

 
Begründung:  
 
 Die EU RoHS Richtlinie 2011/65/EU, beschränkt und kontrolliert die Verwendung von gefährlichen Stoffen 
in Elektro- und Elektronikgeräten. Der Einsatz von Quecksilber, Blei, Cadmium und sechswertigem Chrom 
ist verboten, jedoch sah die Richtlinie EU RoHS Richtlinie 2011/65/EU (lichtzentrale.de) bisher  für T5 und 
T8 Leuchtstofflampen Ausnahmen vor.  
Diese Ausnahmen sind im August 2022 geändert worden und verbietet den Einsatz der T5, T8 
Leuchtstofflampen in der Zukunft. Die Übergangszeit beträgt 3 Jahre. 
 
Die Leuchtstoffröhre in Gemeinde Osterrönfeld sind von Typ T8  
 
Da die Gemeinde Osterrönfeld demnach alle NICHT LED-Leuchtmittel austauschen muss, sollte der 
Förderantrag schnellstmöglich gestellt werden.  

https://eur01.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.lichtzentrale.de%2Funternehmen%2Fnews%2Feu-rohs-richtlinie-2011%2F65%2Feu&data=05%7C01%7Cchristoph.walther%40sh-netz.com%7C8a1a188078f944558e2608db0ed1765e%7Cb914a242e718443ba47c6b4c649d8c0a%7C0%7C1%7C638120065013757941%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C1000%7C%7C%7C&sdata=3n6l9YTIVirtj8rY%2Bwp9WKuPF%2FbItUw5wtY5f4hV5pA%3D&reserved=0


Kosten:  
Die Beratungskosten sollen nicht 5.000 € übersteigen und wenn im Haushalt 2023 nicht vorhanden, im 1. 
Nachtragshaushalt bereitgestellt werden. 
 
 
Angelika Pascheberg 
Ausschussmitglied für die FWO/SPD Fraktion 
 
 


